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Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Adminiſtration: Manz'ſche k. k. Hof⸗Verlags⸗ und Univerſitäts⸗Buchhandlung in Wien, I., Kohlmarkt 7. 
i eis: Für Wien mit Bujendung in das Haus und für die öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſenbung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
e eee . vierteljährig 1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 
Als werthvolle Beilage werden dem latte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres-Abonnement mit diefem Supplement 6 fl. — 12 Mark. Bei gefälligen Beſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünfcht wird. mz 


it t. — Bellagengebühr nach vorheriger Vereinbarung. — Reclamationen, wenn unverſiegelt find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jewetligen 
Inſerate werden billigſt berechne gengebüh Numer Br ne. 


1 BE REI von den politiſchen oder Polizeibehörden zu verhängenden 
Pränumerations Einladung. Ordnungsſtrafen zu ahnden ſind, und daß demnach bei Verhandlung 
Wir laden zur Pränumeration auf das dritte Quartal der über ſolche Delicte hinſichtlich der Procedur, der Strafen, des Be— 
„Oeſterr. Zeitſchrift für Verwaltung“ 1886 freundlichſt ein. ſchwerdezuges u. ſ. w. nur nach den ſpeciellen Beſtimmungen dieſer 
Der Betrag für dieſes Quartal iſt für die Zeitſchrift 8 kaiſ. Verordnung vorgegangen werden könne. Die oben berufene oberſt— 
der Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ 1 fl. gerichtliche Entſcheidung ging von der gleichen Rechtsanſchauung aus, 
50 kr., — ohne jene Beilage 1 fl. als es über die ordentliche Berufung gegen ein Erkenntniß des Ober- 
Manz'ſche k. k. Hof Verlags- und Univerſitäts-Buchhandlung. landesgerichtes Wien vom 18. November 1868, 3. 22.001, dieſe 
. I ——— Entſcheidung behob, „da wegen einer nach dem kaiſ. Patente vom 
20. April 1854 ſtrafbaren Uebertretung mit dem ſtrafgerichtlichen 
N g N Erkenntniſſe nicht vorgegangen werden kann, da derlei Uebertretungen 
Zur Praxis der ll ee, 12 9 e den Gerichten zum Verfahren und zur Aburtheilung nicht zugewieſen 
me öſterreichiſchen Preßrechte. 7 im ee ausſchließend zur Competenz der politischen 
- 1 f N BR ; ehörden gehören.” 

Mittheilungen aus der Praxis: Dies ; ; 5 1 , 
. j IR; er: f 0 ieſe Entſcheidung hat der oberſte Gerichtshof gefällt, wiewohl 
%%% l! d ]˖‚, , 
zur Entſcheidung über die eingeklagte Befitzſtörungsklage competent. die Beſtimmung enthielt, daß das Strafrichteramt in Preßſachen a u 3- 
Kann = en 1995 1 e en ſchließ lich den Gerichten zuſtehe. Dieſes Wörtchen „ausschließlich“ 

9² G. e ein Si i 2 90 Mi , . 0 8 ; 7 0 g 

He ee en, verwirklicht werden? 0 wohl als die Hauptſtütze der Lis 5t ſchen Anſicht in der Com⸗ 
1 petenzfrage anzuſehen fein. Hinſichtlich des von ihm gleichfalls ange⸗ 
0 rufenen Art. VIII des Einführungsgeſetzes zur St. P. O. bemerkt, 
Geſetze u Verordnungen. Mitterbacher ſehr richtig, es werde bei dieſer Berufung überſehen, 
Ee daß Art. VIII, ſowie Art. 1 E. G. immer nur ſolche ſtrafbare Hand⸗ 
e lungen im Auge haben, bezüglich welcher das Verfahren und die 
i Urtheilsſällung ausdrücklich den Gerichten zugewieſen iſt. Bei dieſer 
Sachlage wäre dem Worte „ausſchließlich“ im 8 484 St. P. O. 
wohl nicht jene große Vedeutung betzulegen, wie Liszt dies zu thun 
ſcheint. Mit dieſem „ausſchließlich“ wollte offenbar nichts Anderes geſagt 
ſein, als daß auch die eigentlich preß polizeilichen Uebertretungen, 
jene Uebertretungen, welche begangen werden „durch Außerachtlaſſung 
der Vorſchriften zur Aufrechthaltung der Ordnung in Preßſachen“, 
nur der gerichtlichen Judicatur unterliegen, dieſes „ausſchließlich“ ſollte 
vielleicht nur die Meinung ausſchließen, als ob die Competenz der 
Gerichte nur auf die Fälle der materiellen Strafbarkeit des Inhaltes 
einer Druckſchrift beſchränkt wäre. Zur Unterſtützung dieſer Anſicht 
dürfte vielleicht auch die vorſtehend citirte Erläuterung angeführt werden, 
welche der Circularverordnung des Kriegsminiſteriums vom 11. Juli 
1864, Abth. 4, 3. 1043 (Armee-Verordnungsblatt Nr. 97), ent⸗ 
nommen iſt. Im Il. Anhang (Beſtimmungen in Bezug auf das Straf- 
verfahren in Preßſachen) iſt in Art. I eine Exegeſe zu § 1 der 
damaligen Preßproceßordnung gegeben und aus dieſer Exegeſe 11) geht 
unzweifelhaft hervor, daß das „ausſchließlich“ im 8 1 P. P. O. wie 
in der Folge im 8 484 St. P. O. nicht die Bedeutung haben kann, 
daß eine in einem ſpeciellen Strafgeſetze normirte beſondere Behörden- 
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Zur Praxis der kaiſerlichen Verordnung vom 
20. April 1854, R. G. Bl. Ur. 96. 
Ein Beitrag zum Öfterreichifchen Preßrechte. 

Von Dr. Fritz Karminski. 

(Schluß.) 


Noch beſtrittener als die obige iſt die Frage nach der Behördeu— 
competenz. Lienbacher nimmt loc. eit. mit dem von ihm berufenen 
obergerichtlichen Erkenntuiſſe die Competenz der Gerichte zur Entſcheidung 
über Preßdelicte nach 8 11 kaiſ Bdg. als ſelbſtverſtandlich und 
feſtſtehend an. Liszt dagegen nimmt das Strafrichteramt in dieſen 
Fällen ausdrücklich und unter Berufung auf $ 484 St. P. O. und 
Art. VIII des Einführungsgeſetzes zu derſelben ausſchließlich für die 
Gerichte in Anſpruch. 

Gegen dieſe Anſicht wendet fih, auch geſtützt auf die bereits 
früher angeführte oberſtgerichtliche Entſcheidung vom 29. December 
1868, 3. 12.627, Mitterbacher, 9) indem er ausführt, daß die 
mehrbezogene far. Verordnung ſolche ſtrafbare Handlungen betreffe, 
rückſichtlich deren eine ſtrafgerichtliche Behandlung nicht eintritt und 


x 9 9 10 8 8 1 1 9 
welche nur mittelſt der nach der Competenzbeſtimmung des § 14 cit. 1 1 15 . 2 = Tue e wenn es 
— ſich nur um Uebertretungen handelt, welche durch Außerachtlaſſung der Vor⸗ 


ſchriften zur Aufrechthaltung der Ordnung in Preßſachen begangen wurden. ..“ 


) Mitterbacher, Strafproceßordnung S. 761. 
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competenz zu Gunſten der Ausſchließlichkeit der gerichtlichen Zuſtändig— 
keit in Preßſachen aufgehoben werde, ſondern nur die, daß dieſe gericht- 
liche Competenz auch für alle in dem Preßgeſetze geſchaffenen ſpeciellen 
preßpolizeilichen Delicte zu gelten hat. 

Außerdem ſchreibt $ 28 P. G. vor, daß, inſoferne durch den 
Inhalt einer Druckſchrift eine nach den beſtehenden Strafgeſetzen ſtraf⸗ 
bare Handlung begangen wurde, darauf die Beſtimmungen dieſer 
Geſetze anzuwenden find. Es it hiedurch alſo expressis verbis an— 
geordnet, daß das in dem ſpeciellen Falle übertretene Strafgeſetz rück— 
ſichtlich aller ſeiner Beſtimmungen, der materiell-rechtlichen ebenſo wie 
der proceſſualen, Anwendung zu finden habe. Wenn alſo in dieſem 
ſpeciellen Strafgeſetze rückſichtlich der Behördencompetenz beſondere 
Beſtimmungen enthalten find, ſo muß ſich ausſchließend nach dieſen 
benommen werden. Dies liegt nun bei der kaiſ. Verordnung vom 
20. April 1854 vor, welche für das Verfahren und die Behördencom— 
petenz in den SS 13— 15 beſondere Normen enthält, denen zufolge die 
Competenz der politiſchen oder Polizeibehörden in allen Uebertretungen nach 
dieſer kaiſ. Verordnung als eine unbedingte und egelufive erfcheint. 
Dem gegenüber dürfte ſich die von Liszt vertretene gegentheilige Mei: 
nung nicht halten laſſen. Die in der kaiſ. Verordnung rückſichtlich der 
Competenz enthaltenen Beſtimmungen haben ſeit der Geltung dieſer 
Verordnung eine Abänderung nicht erfahren und hat auch das Reichs— 
gericht!2) wiederholt ausgeſprochen, daß die Ahndung der in dem mehr 
eitirten $ 11 kaiſ. Vdg. gedachten Polizeiübertretungen ſeither keinem 
anderen als dem dort (S8 14 und 15) berufenen Richter, der politiſchen 
Behörde, übertragen ſei. 1 

Den dritten Punkt anlangend, daß nämlich auch durch die 
Veröffentlichung von Druckſchriften und bildlichen Darſtellungen der 
Thatbeſtand eines Aergerniß gebenden polizeiwidrigen Verhaltens 
au öffentlichen Orten wohl begründet werden könne, jo ſcheint mir der 
diesfalls, wie oben bereits angeführt wurde, geltend gemachte Einwand 
im Weſen ſo recht eine eigentliche „conkusion grammaticale“, 
wenn ich dieſes geflügelte Wort des Preßrechtes hier anwenden darf. 
„Verhalten“ iſt jede Vornahme einer Handlung und nicht nothwendig 
die Vornahme einer ſolchen Handlung mit ſich ſelbſt. Das polizeiwidrige 
Verhalten liegt ebenſo vor, wenn in irgend einem öffentlichen Locale 
durch den Anſchlag oder die wie immer geartete Veröffentlichung einer 
bildlichen Darſtellung antiſemitiſcher Tendenz Aergerniß gegeben wird, 
wie es vorliegt, wenn dieſes Aergerniß etwa dadurch gegeben wird, daß 
eine Perſon durch Geſten und Aeußerungen, durch ſozuſagen drama— 
tiſche Darſtellung und charakteriſirendes „Mauſcheln“ etwa anweſende 
Iſraeliten verhöhnt. Es iſt in dieſen beiden Handlungsweiſen vom 
Geſichtspunkte der Strafbarkeit nach § 11 kaiſ. Bdg. keinerlei quali⸗ 
tativer Unterſchied. Subject iſt in beiden Fällen eine Perſon, nur 
das Object der Handlung oder, genauer geſprochen, das Mittel der— 
ſelben iſt verſchieden, in dem einen Falle die handelnde Perſon mit 
ihrem Mauſcheln und ihren Grimaſſen ſelbſt, in dem anderen die Druck⸗ 
ſchrift, die bildliche Darſtellung. Freilich ein objectives Verfahren 
wird es nach $ 11 kaiſ. Vdg. nicht geben können, es wird ſich da immer 
um die perſönliche Verantwortlichkeit handeln. Nicht die Aergerniß er- 
regende Darſtellung an ſich wird in Strafe gebracht werden, ſondern 
ausſchließlich nur diejenige Perſon, welche dieſe bildliche Darſtellung 
eben als Aergernißerreger wirken läßt. 

Ein Verbot der Weiterverbreitung nach Analogie des §S 36 P. G. 
wie auch ein Erkenntniß auf Vernichtung einer ſolchen Aergerniß geben⸗ 
den Darſtellung im Sinne des $ 37 P. G. kann deshalb in dem vor— 
liegenden Falle niemals 10 platzgreifen, ſelbſt wenn die Uebertretung 
des § 11 kaiſ. Vdg. durch die betreffende Veröffentlichung begangen wurde. 
Ebenſo wenig wird eine Beſchlagnahme der betreffenden Darſtellungen 
etwa im Grunde des $ 487 St. P. O. erfolgen können. 10) Es kaun 


12) S. Entſcheidung des k. k. Reichsgerichtes vom 24. October 1878, 
Z. 216, Hye, Sammlung Nr. 172 u. m. a. 

18) Auch der bereits mehrfach erwähnte, oben wiedergegebene, Beſcheid der 
k. k. Staatsanwaltſchaft in T. räumt die Competenz der politiſchen Behörden 
in dem vorliegenden Falle ein. 4 

14) Die Uebertretung nach 8 11 kaiſ. Vdg. kann einem „Vergehen“ 
ſelbſtverſtändlich nicht gleichgeſtellt werden. Da das Verbotserkenntniß nach 8 30 
P. G. nur, wenn die Druckſchrift ihrem Inhalte nach ein Verbrechen begründet, 
obligatoriſch und facultativ iſt, wenn in dem Inhalte nur ein Vergehen erkannt 
wird, jo folgt, daß 88 36 und 37 P. G. auf Uebertretungen nach § 11 kaiſ. Vdg. 
keine Anwendung haben. 

12) Wiewohl auch die Verfolgung einer nur die Uebertretung nach 8 11 
kaiſ. Vdg. beinhaltenden Druckſchrift als „im öffentlichen Intereſſe“ geboten an⸗ 


aber die Druckſchrift oder die bildliche Darſtellung an ſich — unperſönlich 
genommen — nach § 11 kaiſ. Vdg. nicht delinquiren, fie iſt immer nur 
Mittel, delinquiren wird nur die dieſes Mittel beuützende Perſon. Auch 
in den früher citirten Entſcheidungen des oberſten Gerichtshofes 
und des Oberlandesgerichtes, die im erſten Falle die Uebertretung, 
begangen durch eine demonſtrative, Abneigung gegen die Regie— 
rung bekundende, und im zweiten Falle eine ebenſo demonſtrative, 
Geringſchätzung von Anordnungen der Regierung aus— 
drückende Handlung zum Gegenſtande hatten, ſind nur die delinquirenden 
Perſonen und nicht die das Delict beinhaltenden Druckſchriften zur ſtraf— 
rechtlichen Verantwortung gezogen worden. Die Trias der im S 11 kaiſ. Vdg. 
normirten Uebertretungen bleibt demnach auch in ihrer Anwendung auf 
Preßerzeugniſſe unerſchüttert. 

Es iſt möglich, daß die in den vorſtehenden Ausführungen ver— 
tretenen Rechtsanſchauungen mancherſeits deshalb Bedenken erregen 
könnten, weil man Scheu tragen möchte, den Adminiſtrativbehörden 
eine ſolche, ihrer Natur nach, mehr arbiträre Machtfülle auch rück— 
ſichtlich der Preſſe zuzuerkennen. Die „bleiche Furcht“ vor der Möglich— 
keit adminiftrativer Maßregelungen der Preſſe, die wie heute antiſemi— 
tiſche Placate und Vignetten, ſo morgen auch jede beliebige Zeitung 
treffen könnten, mag geeignet ſein, den ſeit einiger Zeit ohnedies heftigen 
und unausgeſetzten, wenn auch nicht in Allem gerechtfertigten Anſturm gegen 
dieſen vielſagenden $ 11 kaiſ. Vdg. nur noch mehr anzufachen. Kein 
Grund zur Beſorgniß! Sunt denique fines und wie auf Grund des 
§ 11 kaiſ. Vdg. in der ganzen Zeit ihrer Geltung einer Zeitung, bezw. 
den durch dieſelbe ſtrafbar gewordenen Perſonen irgend welche fühlbare 
Bedrängniß nicht erwachſen iſt, ſo wird das wohl auch in der Zukunft 
nicht viel anders werden können. 

Die Strafbeſtimmung des § 11 kaiſ. Bdg. iſt eine lediglich 
repreſſive 10) und ſchließt jede Prävention aus. Sie trifft nur eine 
ſchuldtragende Perſon und nie die Druckſchrift. Sit die Perſon 
nicht eruirbar, ſo iſt von einem Strafverfahren keine Rede. Allerdings, 
welche Perſonen unter Umſtänden als die Schuldtragenden oder die 
Mitſchuldigen zu gelten haben, iſt ſehr unbeſtimmt. Keinesfalls dürfte 
es richtig ſein, dieſen Kreis ſehr weit zu ziehen. Als Schuldtragender 
ſoll nur immer der factiſche Erreger des Aergerniſſes gelten. Dieſes 
Aergerniß aber muß an einem öffentlichen Orte gegeben worden ſein. 
Daß der Nachweis der böſen Abſicht, der Intention das Aergerniß zu 
erregen, wie Liszt annimmt, als ein Requiſit für die Strafbarkeit 
nach § 11 kaiſ. Vdg. in jedem Falle und unbedingt erforderlich ſei, 
möchte ich nicht meinen, dagegen würde ich das hauptſächlichſte Gewicht 
darauf legen, daß gegebenenfalls öffentliches Aergerniß in der That erregt 
wurde, was immer quaestio facti ſein wird und nicht nach der 
Eignung der betreffenden Handlung, Darſtellung u. ſ. w. zur Erregung 
des öffentlichen Aergerniſſes präſumirt werden darf. Auch wird es ſich 
nach der Natur dieſes Delictes in jedem Falle nur um eine voll— 
brachte Uebertretung handeln und werden darauf hinzielende Vor— 
bereitungshandlungen und bloße Verſuche nicht unter Strafe geſtellt 
werden können, mag die böſe Abficht noch ſo kundbar ſein. 

Es hat demnach dieſer gefürchtete § 11 kaiſ. Vdg. auch eine 
ſtattliche Reihe von Cautelen, welche feiner etwa willkürlich ausgedehnten 
Anwendung Schranken ſetzen, abgeſehen davon, daß mit der Möglichkeit 
einer Objectivirung der betreffenden Preßerzeugniſſe in dieſen Ueber— 
tretungsfällen auch alle damit zuſammenhängenden einſchneidendſten preß⸗ 
polizeilichen Maßregeln ausgeſchloſſen ſind. 

Doch will mit den eben zur Beruhigung vorgebrachten Sätzen 
die juriſtiſche Vorzüglichkeit der vielcitirten kaiſ. Verordnung nicht in 
die Sterne erhoben werden Iſt doch dieſe alte Vorſchrift nur ein jeder 
juriſtiſchen Structur entbehrendes Aggregat von — allerdings für die 
Praxis nicht oder nur ſehr ſchwer zu entrathenden — Beſtimmungen, welche 
offenbar nur vorübergehend in dieſe formelle Verbindung gebracht ſein 
können. Die adminiſtrative (politiſche) Execution, das adminiſtrative 
Verbotsrecht, die adminiſtrative Citation, die Verhandlungspolizei und 


geſehen werden könnte, ſo muß die Frage nach der Zuläſſigkeit einer Confiscation 
im Hinblicke auf die Beſtimmungen des $ 487 St. P. O., welcher die Sicher⸗ 
heitsbehörde in Betreff der Confiscation gleichſam nur als ein Organ der Staats- 
anwaltſchaft hinſtellt, welche aber bei Uebertretungen nach 8 11 kaiſ. Vdg. außer 
Betracht bleibt, und dann auf den lediglich ſtreng repreſſiven Charakter dieſer 
Strafbeſtimmung, richtiger verneint werden. 

16) S. Entſcheidung des Reichsgerichtes vom 12. Juli 1822, 3. 129, und 
vom 14. October 1884, 3. 177, Hye, Sammlung Nr. 261 und 305. 


das Parteiendisciplinarrecht der politischen Behörde, der Rattenkönig 
von Uebertretungen nach $ 11, welcher in dem Entwurfe des öſterr. 
Strafgeſetzes in wohl ein Dutzend von Delicten aufgelöſt erſcheint, alle 
dieſe untereinander disparaten Materien behandelt dieſe eine Verordnung, 
und all dies in nicht mehr als ſechzehn Paragraphen zuſammendrängt! Und 
da klagt man über das Beſtreben dieſe Beſtimmungen gegebenenfalls ausdeh⸗ 
nend zu interpretiren, wundert ſich, daß unter denſelben Paragraph jo viel⸗ 
fältige und verſchiedene Thatbeſtände ſubſumirt werden! Man vergeſſe doch 
nicht, daß uns dieſe Verordnung die Codification des adminiſtrativen 
Gebots⸗ und Verbotsrechtes und das anderwärts beſtehende Polizeiſtrafgeſetz⸗ 
buch proviſoriſch zu erſetzen hat. Nun iſt dieſes ehrwürdige, ſo dringend 
nöthige, ſo viel angewendete und angefeindete Proviſorium ſchon mehr denn 
dreißig Jahre in ſteter Geltung. Was hat in dieſer Zeit ſich Alles geändert, 
was iſt während dieſer ſechs Luſtren an Geſetzen erſtanden und ver⸗ 
gangen, welcher Wandel hat ſich in unſerem ganzen ſtaatlichen 
Organismus vollzogen — das Proviſorium iſt geblieben und wird 
wohl noch für Jahre hinaus bleiben müſſen und ſeine Schuldigkeit 
thun. Fürwahr, eine treffende Illuſtration des paradoxen Satzes: 
II my a que le provisoire qui dure! 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Wenngleich der Gemeindevorſtand in einem Beſitzſtörungsacte 

einen Feldfrevel erkannt und als ſolchen mit Strafe belegt hat, 

fo ift dennoch das Civilgericht zur Entſcheidung über die eingeklagte 
Beſitzſtörungsklage competent.“) 

A. belangte den B. wegen Störung im Beſitze der Hutweide 
Parc.⸗Nr. 305 zu Z., begangen dadurch, daß Letzterer auf dieſer Hut⸗ 
weide eigenmächtig einen Graben aushob — und wendete B. gegen 
dieſe Beſitzſtörungsklage vor Allem die Incompetenz des Gerichtes ein, 
weil über den in Rede ſtehenden Vorfall bereits der Gemeindevorſtand 
zu Z. die Verhandlung gepflogen, in der dem B. zur Schuld gelegten 
Störungshandlung einen Feldfrevel erkannt und ihn bereits hiefür rechts 
kräftig mit Strafe belegt hat. 

Das k. k. Bezirksgericht zu V. wies auch in der That mit dem 
Beſcheide vom 31. Mai 1883, Z. 2745, die Klage zurück und verfällte 
den Kläger in den Erſatz der ermäßigten Gerichtskoſten, weil mittelſt 
des beigebrachten Erkenntniſſes des Gemeindevorſtandes von Z. ddo. 
12. Mai 1883, welches ſich als öffentliche Urkunde, die vollglaubwürdig 
iſt, darſtellt, wie auch durch die Ausſagen der einvernommenen Zeugen 
C., D. und E. erwieſen wurde, daß die in der Klage als Störungsact 
bezeichnete Handlung am 9. April 1883 vor dem Gemeindevorſtande 
zu Z. als Feldfrevel verhandelt und entſchieden wurde. Die Entſcheidung 
erfloß zu Gunſten des heutigen Klägers A. und wurde damit begründet, 
daß die Abgrabung fremden Bodens zufolge § 4 des Geſetzes vom 
12. October 1875, R. G. Bl. Nr. 76, als Feldfrevel erklärt ſei, 
worüber den Gerichten keine Entſcheidung zuſteht. 

Ueber Recurs des A. änderte jedoch das k. k. Oberlandesgericht 
mittelſt Erlaſſes vom 7. Juli 1883, Z. 19.131, den Erkenntnißbeſcheid 
der erften Inſtanz ab und erkannte auf Verwerfung der Incompetenz— 
einwendung des Belangten, trug auch unter Einem dem Erſtrichter auf, 
in die meritoriſche Entſcheidung der Streitſache einzugehen und hiebei 
auf die Recurskoſten Bedacht zu nehmen, denn das im Geſetze vom 
12. October 1875, R. G. Bl. Nr. 76, normirte Verfahren hat blos 
die Conſtatirung und Beſtrafung des Feldfrevels im Auge, kann jedoch 
nicht bei der Verhandlung und Entſcheidung über ftreitige Privatrechts 
anſprüche in Betracht kommen und beſtätigte auch der k. k. oberſte 
Gerichtshof mittelſt Decretes vom 6. September 1883, Z. 10.256, 
die Entſcheidung des Oberrichters aus deren Gründen und in der 
weiteren Erwägung, daß die Zuſtändigkeit der k. k. Gerichte in Beſitz⸗ 
ſtörungsſtreitigkeiten durch den Umſtand, der Gemeindevorſtand habe über 
die zugleich als Beſitzſtörung ſich darſtellende Handlung, bezüglich 
deren bereits das gerichtliche Verfahren eingeleitet iſt, als wie über 
einen Feldfrevel die Verhandlung gepflogen und dieſelbe im eigenen 
Wirkungskreiſe dem Strafverfahren unterzogen, weder eingeſchränkt noch 
aufgehoben werden kann. 


) Vergl. die entgegengeſetzte oberſtgerichtliche Entſcheidung in der „Mit⸗ 
theilung aus der Praxis“ Nr. 20 dieſer Zeitſchrift l. J., Seite 89 ff. 
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Kann der Thatbeſtand des Verbrechens der öffentlichen Gewalt» 

thätigkeit nach F 93 St. G. auch durch die an ein Sicherheits: 

organ gerichtete Aufforderung zur Vornahme einer ungegründeten 
Verhaftucg verwirklicht werden? 

Am Abende vor der zum 2. Juni 1885 anberaumten Wahl 
eines Reichsrathsabgeordneten für den Marburger Landwahlbezirk fand 
in der Stadt W. eine Wahlmännerverſammlung ſtatt, an welcher, 
angeblich um für eine den Anſchauungen der Wahlmänner nicht zuſa⸗ 
gende politiſche Richtung zu agitiren, auch der nicht zu ihnen gehörende 
Inſaſſe Ludwig K. unaufgefordert theilnahm. Es entwickelte ſich daraus 


ein Wortſtreit, der ſchließlich auf der Gaſſe, oder beziehungsweiſe im 


Hole eines Gaſthauſes ſeine Fortſetzung fand, und von Heinrich R. 
zum Anlaſſe benützt wurde, um Ludwig K. durch ein Organ der Orts— 
polizei, den Stadtwachmeiſter Jakob M., verhaften zu laſſen, und 
Letzterem zu bedenten, daß der Verhaftete nicht vor der eilften Vormit⸗ 
tagsſtunde des nächſten Tages freigelaſſen werden ſolle. Als erwieſen 
wird angenommen, daß dieſe Verhaftung widerrechtlich, aus perſönlichem 
Grolle und zugleich zu dem Zwecke veranlaßt wurde, um den politiſchen 
Gegner an dem rechtzeitigen Eintreffen im Wahlorte zu hindern und 
ihn von der Betheiligung an der Wahlagitation fern zu halten, welcher 
Zweck thatſächlich auch erreicht worden iſt. Heinrich R. wurde deshalb 
mit Urtheil des Kreisgerichtes zu Cilli des Verbrechens der öffentlichen 
Gewaltthätigkeit durch unbefugte Einſchränkung der perſönlichen Freiheit 
eines Menſchen nach § 93 St. G. ſchuldig erkannt. Der vom Ver⸗ 
urtheilten angebrachten Nichtigkeitsbeſchwerde hat der k. k. Caſſationshof 
mit Entſcheidung vom 9. Februar 1886, 3. 234, in der Richtung 
der Z. 5 des § 281 St. P. O. unter nachſtehender Begründung 
ſtattgegeben: 

„Wie der Beſchwerdeſührer rügt, find für den Ausſpruch, daß 
er ſich des Stadtwachmeiſters Jakob M. nur als eines Werkzeuges 
zur incriminirten Verhaftung des Ludwig K. bediente, keine Gründe 
angegeben. Zwar beruft ſich dieſer Ausſpruch auf vorausgeſchickte Feſt⸗ 
ſtellungen und unter den letzteren findet ſich die Annahme, daß Jakob M. 
die Verhaftung aus dem Grunde vollzog, weil er im Dienſte noch uner⸗ 
fahren war und in der irrigen Meinung, daß Heinrich R. ein Gemeinde⸗ 
ſunctionär ſei, der von demſelben ausgehenden Aufforderung öffentliche 
Autorität beimaß. Daß Jakob M. auch vorbrachte, er würde Ludwig K., 
weil derſelbe den größten Lärm ſchlug, möglicherweiſe auch aus eigener 
Initiative arretirt haben, wird in der Urtheilsbegründung mit Still- 
ſchweigen übergangen. Aber daß dem Angeklagten die auf Seite des 
Jakob M. für die Verhaftung maßgebend gewordenen Verhältniſſe, 
alſo deſſen Unerfahrenheit und Irrthum bekannt waren, daß er auf 
dieſelben etwa gerechnet, oder doch ſie vorſätzlich und im Bewußtſein 
der Rechtswidrigkeit feines Zweckes benützt habe, iſt nirgends ausge⸗ 
ſprochen. Was alſo feſtgeſtellt iſt, läßt einen Zuſammenhang mit der 
zu erweiſenden Thatſache, daß Jakob M. für den Angeklagten ein 
bloßes Werkzeug abgegeben hat, nicht erkennen. Da nun die an ein 
Sicherheitsorgan gerichtete, wenn auch grundloſe Aufforderung zur 
Vornahme einer Verhaftung den Thatbeſtand des Anklagedelictes ſicher⸗ 
lich nicht ſchon an ſich herſtellt, da ſonach der Eingangs erwähnte, mit 
Gründen nicht verſehene Ausſpruch für die richtige Geſetzanwendung 
von entſcheidender Bedeutung ſein kann, ſo war der Beſchwerde nach 
Zulaß des $ 5 der Strafproceßnovelle ſofort ſtattzugeben.“ 


Notizen. 


(Anfechtung einer Wahl wegen Trunkenheit von Wählern.) 
In Nr. 12 de 1886 der „Zeitſchrift für badiſche Verwaltung und Verwaltungs⸗ 
rechtspflege“ wird eine Entſcheidung des badiſchen Verwaltungsgerichtshofes vom 
2. December 1885 mitgetheilt, mittelſt welcher der aus dem Grunde, „weil viele 
Wähler betrunken geweſen ſeien,“ geſchehenen Anfechtung der Bürgermeiſterwahl 
ſtattgegeben und die Ungiltigkeit der vorgenommenen Wahl ausgeſprochen wurde. 
In den bezüglichen Entſcheidungsgründen wird gejagt: „Wenn das Geſetz einen 
Bürger als ſtimmberechtigt zur Wahl eines Bürgermeiſters beruft, ſo ſetzt es 
nach dem Weſen und der Natur des Wahlactes nothwendig voraus, daß der 
Abſtimmende nicht in einem thatſächlichen Zuſtande ſich befinde, in welchem ihm 
entweder die Möglichkeit klaren Bewußtſeins deſſen, was er will, oder die Möglich⸗ 
keit beſonnener Abwägung und Würdigung des Gewollten benommen iſt. Als ein 
ſolcher Zuſtand muß aber nach allgemeiner Erfahrung auch die Betrunkenheit eines 
Wählers gelten. Der Bezirksbeamte ſelbſt hat nun unterm 10. September 1885 zu 
den Acten beurkundet, daß bei der zweiten Wahl ein ſehr großer Theil der 


Wähler betrunken war und es in Folge deſſen ſchwer war, die Ordnung 
aufrecht zu erhalten. Ebenſo wiederholt derſelbe unterm 24. September 1885 in 
der Verfügung an das Gendarmerie-Bezirkscommando: „Während des ganzen 
Tages waren die Bürger in den Wirthshäuſern und zur zweiten Wahl kamen 
viele in betrunkenem Zuſtande.“ Ebenſo wird in den Gründen zu der 
Entſchließung des Bezirksrathes vom 29. September abermals die Thatſache 
beſtätigt, daß bei der zweiten Wahl ein großer Theil der Gemeinde betrunken 
war, eine Thatſache, die auch von einigen Wählern ſelbſt zugegeben wird. Der 
einzige Grund, warum der Bezirksrath dieſem Umſtande keinen Einfluß auf den 
Rechtsbeſtand der Wahl einräumen zu dürfen glaubt, iſt durchaus unſtichhaltig. 
Denn wenn auch gewiß ſein mag, daß der als Bürgermeiſter Gewählte die 
Trunkenheit der Abſtimmenden nicht ſelbſt veranlaßt hat, ſo iſt zu beachten, daß 
ſchon die Trunkenheit an und für ſich hinreicht, die Stimmfähigkeit eines Bür⸗ 
gers auszuſchließen, dieſelbe mag durch wen immer herbeigeführt worden ſein. 
Da nun dargethan iſt, daß viele Wähler bei der fraglichen Wahl in betrun⸗ 
kenem Zuſtande ſich befunden haben, ſo konnte dem Ergebniſſe derſelben 
eine Rechtsgiltigkeit im Sinne des Geſetzes nicht zugeſtanden werden.“ 


Geſetze und Verordnungen. 
1885. II. Semeſter. 


Landesgeſetzblatt für das Herzogthum Krain. 

V. Stück. Ausgeg. am 24. Juli. — 10. Kundmachung des k. k. Landes⸗ 
präſidenten für Krain vom 29. Juni 1885, 8. 1571/Praes., betreffend die zur 
theilweiſen Deckung des Landesbeitrages zum Erforderniſſe des Grundentlaſtungs— 
fondes für das Jahr 1885 einzuhebende Umlage auf die directen Steuern. 

VI. Stück. Ausgeg. am 1. September. — 11. Verordnung des k. k. 
Landespräſtdenten in Krain vom 24. Auguſt 1885, Z. 7926, enthaltend die 
Vorſchrift über Desinfeetion. 

VII. Stück. Ausgeg. am 21. November. — 
1885, betreffend die Karſtaufforſtung im Herzogthume Krain. 

VIII. Stück. Ausgeg. am 23. November. 13. Geſetz vom 18. Februar 
1885, wirkſam für das Herzogthum Krain, betreffend die Verwendung von 
Privathengſten zum Beſchälen. 

IX. Stück. Ausgeg. am 26. November. 14. Kundmachung des k. k. 
Landesſchulrathes für Krain vom 16. September 1885, 3. 1520, betreffend die 
Hintanhaltung der Verbreitung anſteckender Krankheiten in den Schulen. 

X. Stück. Ausgeg. am 23. December. 15. Kundmachung der k. k. 
Landesregierung für Krain vom 4. December 1885, 3. 12.129, womit der Vor⸗ 
ſpannspreis in Krain für die Zeit vom 1. Jänner bis 31. December 1886 feſt⸗ 
geſetzt wird. 


Geſetz- und Verordnungsblatt für das oſterreichiſch-illiriſche 
Küſteuland. 
XIII. Stück. Ausgeg. am 8. Juli. — 15. Geſetz vom 9. Juni 1885, 


giltig für die reichsunmittelbare Stadt Trieſt, mit welchem eine Gebühr für die 
Verleihung und die Zuſicherung des Heimatsrechtes in der Gemeinde Trieſt ein⸗ 
geführt wird. 

XIV. Stück. Ausgeg. ant 24. Auguſt. 16. Verordnung des Miniſters 
für Cultus und Unterricht vom 20. Mai 1885, mit welcher Beſtimmungen über 
die Einrichtung der Schulhäuſer der öffentlichen Volks- und Bürgerſchulen und 
über die Geſundheitspflege in dieſen Schulen für die gefürſtete Grafſchaft Görz 
und Gradisca erlaffen werden. 17. Kundmachung der k. k. küſtenländiſchen 
Statthalterei vom 11. Auguſt 1885, betreffend den Preis der neuen Arbeitshücher. 

XV. Stück. Ausgeg. am 13. October. 18. Kundmachung der k. k. 
Poſt⸗ und Telegraphendirection für das Küſtenland und Krain in Trieſt vom 
1. October 1885, betreffend die Feſtſetzung des Poſtrittgeldes vom 1. October 
1885 bis Ende März 1886. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 5. November. 19. Kundmachung der k. k. 
küſtenländiſchen Statthalterei in Trieſt vom 26. October 1885, betreffend die 
Fortdauer der in Pogled beſtehenden Wegmauth. 


Landesgeſetz- und Verordnungsblatt für Dalmatien. 

VII. Stück. Ausgeg. am 8. Juli. — 15. Geſetz vom 1. Juni 1885, giltig 
für das Königreich Dalmatien, mit welchem die gegenwärtige politiſche Gemeinde 
Pueisée in zwei Gemeinden getheilt wird. — 16. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Statthalterei vom 18. Juni 1885, Z. 11.143, betreffend die Einhebung 
eines Steuerzuſchlages zur Beſtreitung der Verwaltungsauslagen der Handels⸗ 
und Gewerbekammer in Zara. 


12. Geſetz vom 9. März 
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VIII. Stück. Ausgeg. am 1. Auguſt. 17. Kundmachung der k. k. 
dalmatinifchen Finanz-Landesdireetion vom 1. Juli 1885, 3. 8400-III, betreffend 
die den Hafen⸗ und Seeſanitäts⸗Expoſituren in Capoceſto und Berna für die in 
den 88 338 bis 342 und 345 bis 349 der Zollordnung erwähnten Amtshand⸗ 
lungen zugewieſenen Ortſchaften. 

IX. Stück. Ausgeg. am 19. Auguſt. — 18. Kundmachung der k. k. dalma⸗ 
tiniſchen Finanz⸗Landesdirection vom 28. Juli 1885, Z. 10.801-LII, betreffend 
die Errichtung einer Zollexpoſitur mit Hafen- und Seeſanitätsdienſt in Baska⸗ 
voda im Finanzbezirke von Spalato. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Landtags-Abgeordneten Alois Freiherrn von 
Hippoliti zum Landeshauptmaun-Stellvertreter in Tirol ernannt! 

Seine Majeſtät haben dem Statthaltereiſecretar Franz Kirchmayer den 
Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Ober⸗Hüttenverwalter in Eilli Albert Brunner 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 

Polizeicommiſſär der Krakauer Polizeidirection Ignaz Böhm zum Polizei-Ober⸗ 
commiſſär ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirkscommiſſärs⸗, eventuell Statthalterei-Concipiſtenſtelle bei der nieder⸗ 
öſterreichiſchen Statthalterei, bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 136.) 
j Rechuungsofficialsſtelle in der zehnten, eventuell Rechnungsaſſiſtentenſtelle 
in der eilften Rangsclaſſe beim Rechnungsdepartement der Steueradminiſtrationen 
in Wien, binnen 4 Wochen. (Amtsbl. Nr. 136.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle in der neunten, eventuell Regierungs⸗Coucipiſten⸗ 
ſtelle in der zehnten Rangsclaſſe in Kärnten, bis 26. Juni. (Amtsbl. Nr. 137.) 

Bezirkshauptmannſtelle in Böhmen, bis 30. Juni. (Amtsbl. Nr. 138.) 
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